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LIEBE LESERIN, LIEBER LESER,

EDITORIAL

DR. MARCO TRIPS
Präsident des Niedersächsischen 
Städte- und Gemeindebundes

langsam verlässt uns die Corona-Epidemie. Das Impfen 

schreitet voran, die Inzidenzen sinken. Wir hoffen auf einen 

sorglosen Sommer und eine ausbleibende, mindestens 

beherrschbare vierte Welle im Herbst. In dieser DNG-Ausgabe 

wird deutlich, welchen Schritt wir dabei in der Digitalisierung 

gemacht haben. Das typische Foto „Sitzungsteilnehmer:in-

nen vor einem Gebäude“ wird zurzeit ersetzt durch das 

Bild „Sitzungsteilnehmer:innen als Bildschirmkacheln einer 

Online-Sitzung“. Wir werden sehen, was davon bleibt. Ich 

denke, zunächst wird die Lust auf persönliche Treffen groß 

sein. Jedoch sind Zeitersparnis und Arbeitserleichterung 

durch Online-Sitzungen nicht mehr wegzudenken. Es wird 

sich im Weiteren eine gesunde Mischung aus beiden Forma-

ten einstellen.

Welche großen Themen kommen nach Corona? Zunächst 

die wirtschaftlichen Belebung nach dem Lockdown und die 

Kompensation von Steuerausfällen sowie die Überwindung 

der hoffentlich kurzen Baustoffkrise. Weiter und dauerhafter 

werden uns der Umgang mit Migration und vor allem das 

Thema Nachhaltigkeit und Klimaschutz beschäftigen.

Norddeutschland mit seinen ausgeprägten Küstenregio-

nen ist zunehmend von den Auswirkungen des Klimawandels 

betroffen. Nach den vorliegenden klimawissenschaftlichen 

Erkenntnissen wird diese Entwicklung weiter voranschreiten 

und die damit verbundenen Risiken und Schäden werden 

deutlich zunehmen. Die norddeutschen Bundesländer haben 

aktuell die „Hamburger Erklärung – Nicht 

genug oder doch zu viel – ein neuer Umgang 

mit Wasser Strategien und Maßnahmen zur 

Anpassung an die Folgen des Klimawandels“ 

abgegeben.

Sie stellen darin fest, dass der Klimawandel 

neben den Folgen des Meeresspiegelanstiegs 

und Sturmfluten auch mit einem veränderten 

Niederschlagsgeschehen von Starkregen-

ereignissen bis hin zu längeren Trocken-

perioden zu steigenden Beeinträchtigungen 

und Schäden für Mensch und Umwelt sowie 

zu erheblichen Sachschäden in Norddeutsch-

land führt und erkennen, dass Bewältigungs-

strategien notwendig sind. Dabei wird der 

Umgang mit der Ressource Wasser auf den 

Prüfstand zu stellen und über die zukünftige Verteilung von 

Wasser zu diskutieren sein. Kritische Infrastrukturen, wie 

die Verkehrs- und die Versorgungs infrastruktur, müssen so 

ertüchtigt werden, dass sie robust gegenüber den Auswirkun-

gen des Klimawandels sind. Passend dazu ist der Schwer-

punkt diese Ausgabe das Thema „Wasser“.

Die Aufgaben werden nicht kleiner.

TITELFOTO 
Bohrturm und Erdölmuseum in Wietze. 
Foto: Lüneburger Heide GmbH / Markus Tiemann

VORSCHAU DNG 4/2021
Redaktions- und Anzeigenschluss: 15. Juli 2021. 
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WIETZE: EINE KLEINE GEMEINDE BLÜHT AUF
Dass sich eine Gemeinde rasant verändern kann, gehört 

gewissermaßen zur Historie von Wietze. Anfang des 20. Jahr-

hunderts hatte der Ölboom aus dem beschaulichen Heide-

dorf einen bedeutenden Industriestandort gemacht. Auf den 

rasanten Aufstieg folgte ein schneller Fall. Als das Wietzer 

Ölfeld stillgelegt wurde, fiel Wietze in ein wirtschaftliches Tief.

Ab den 1990er-Jahren galt Wietze als „Sorgenkind des Cel-

ler Westkreises“, wie die lokale Tageszeitung schrieb. In der 

Bedarfszuweisungsgemeinde war für notwendige Investitio-

nen über viele Jahre kein Geld vorhanden. Der Sanierungsstau 

wuchs kontinuierlich und die schlechte Finanzausstattung war 

dem Ortsbild anzusehen. Auch Supermärkte und Discounter 

waren längst aus der Zeit gefallen, zudem war die markante 

Ortsdurchfahrt von Leerstand geprägt.

EIN SCHLACHTHOF GAB DIE INITIALZÜNDUNG FÜR EINE 

WENDE

Im Jahr 2009 hatte sich der Rothkötter-Konzern mit der Absicht 

an die Gemeinde gewandt, in Wietze einen Geflügelschlacht-

hof zu bauen. In den darauffolgenden Wochen und Monaten 

wurde die kleine Gemeinde zum Austragungsort eines erbit-

terten Kampfes zwischen Gegner:innen und Befürworter:in-

nen des Schlachtbetriebes. Trotz massiver Widerstände erhielt 

das Projekt eine deutliche politische Mehrheit und 2010 wurde 

mit dem Bau begonnen.

Auch nach über zehn Jahren bewegt das Thema noch 

heute die Gemüter. Selbst ärgste Gegner:innen des Projektes 

müssen jedoch zugeben: Die Ansiedlung des Rothkötter-Kon-

zerns führte nicht nur zu über 800 neuen Arbeitsplätzen, son-

dern ließ außerdem die Gewerbesteuer sprunghaft ansteigen.

WIETZE ERLEBT EINE RENAISSANCE

Nun ging es auf allen Ebenen aufwärts: Straßen wurden 

saniert, das Hallen- und Freibad modernisiert, alle Ortsteile an 

das Glasfasernetz angeschlossen und zuletzt eine neue Kita 

und ein Feuerwehrgerätehaus gebaut. Vom neuen Aufwind 

ließen sich auch andere mitnehmen. Fast alle Supermärkte 

oder Discounter wurden modernisiert oder gleich ganz neu 

gebaut, alte Leerstände wurden wieder gefüllt. „Gemeinde auf 

Wachstumskurs“ titelte jetzt die lokale Tageszeitung.

Dass die Gemeinde attraktiver wurde, ließ sich vor allem 

an den verfügbaren Grundstücken ablesen. Nach langem 

Stillstand bei den Grundstückskäufen im neuen Wohngebiet 

waren schnell alle noch verfügbaren Grundstücke verkauft. 

Auch das Gewerbegebiet nahm nun Fahrt auf. Allein in den 

letzten drei Jahren gab es verschiedenste Neuansiedlungen 

auf über 150 000 Quadratmetern.

EINE LEBENDIGE ORTSMITTE IST ENTSTANDEN

Über mehrere Jahrzehnte geisterte der Wunsch nach einer 

Ortsmitte durch die kleine Gemeinde und sogar diese Idee 

konnte nun tatsächlich umgesetzt werden. Ein neues moder-

nes Rathaus mit dazugehörigem Bürgersaal für größere 

Veranstaltungen wurde zentral errichtet. Zudem wurde in 

unmittelbarer Nähe ein ehemaliges Schulgebäude zum neuen 

Zuhause für Mensa, Jugendtreff, Familienzentrum und Büche-

rei. Alles zusammen bildet heute die „Neue Mitte“ von Wietze. 

Es ist damit etwas entstanden, was sich viele Bürger:innen 

gewünscht haben, ein Ort der Begegnung, des Lebens und 

der Kommunikation.  ❚

Rathaus Wietze

AUS DEM NSGB

PERSPEKTIVEN FÜR DEN 
NIEDERSÄCHSISCHEN TOURISMUS
Ausschusssitzung und Tourismusdialog mit 
Wirtschaftsminister Dr. Bernd Althusmann

Sitzung des Ausschusses für Touristik im NSGB

Am 20. April 2021 hat sich der Ausschuss für Touris-

tik im Niedersächsischen Städte- und Gemeinde-

bund (NSGB) im Anschluss an einem im März erfolg-

ten Erfahrungsaustausch erneut mit der Lage des 

niedersächsischen Tourismus und den Folgen der 

Covid-19-Pandemie für die Branche und insbeson-

dere die Tourismuskommunen auseinandergesetzt.

Nach dem Impulsvortrag „Die niedersächsische 

Tourismuswirtschaft im zweiten Jahr der Coro-

na-Pandemie – Bestandsaufnahme und Ausblick“ 

durch Thorsten Glaß, Leiter Marktforschung und 

Qualitätsmanagement TourismusMarketing Nieder-

sachsen GmbH, haben drei Geschäftsführer:innen 

von kommunalen Tourismusgesellschaften einen 

Überblick über die Entwicklungen in den Tourismus-

kommunen gegeben.

Anschließend sind die Mitglieder des Ausschus-

ses in einen intensiven Austausch über die Folgen 

und Perspektiven der Pandemie für den nieder-

sächsischen Tourismus getreten und haben Positi-

onen und Forderungen für den Verband entwickelt 

und das Positionspapier „Perspektiven und Neu-

aufstellung für den niedersächsischen Tourismus!“ 

beschlossen, um den Tourismus als wesentlichen, 

wirtschaftlichen Faktor in Niedersachsen zu stär-

ken und auf die Lage in den Tourismuskommunen 

aufmerksam zu machen. Das Positionspapier, das 

auch vom Präsidium des NSGB bestätigt wurde, gibt 

kurzfristige und langfristige Forderungen der Tou-

rismuskommunen im NSGB wieder und zeigt erste 

Lösungsansätze auf. Gefordert wird eine echte Per-

spektive für den niedersächsischen Tourismus, ein 

umfassender Fahrplan aus der Krise in Kombination 

mit einem Kurswechsel durch Modellversuche, Len-

kungsmechanismen, einer Stärkung des „sicheren“ 

Tourismus vor Ort sowie anderer Parameter als allein 

des Inzidenzwertes für Öffnungsschritte. Zudem 

werden spezielle Hilfsprogramme und weitere 

Soforthilfen insbesondere für Saalbetriebe, kom-

munale Tourismusunternehmen und monostruk-

turierte Orte gefordert. Daneben wird mittelfristig 

mit Vorschlägen angeregt, gemeinsam mit allen 

Akteuren eine neue Gesamtstrategie für den nie-

dersächsischen Tourismus zu entwickeln. Langfristig 

hat der NSGB wiederholt eine Grundförderung für 

besonders touristisch geprägte und prädikatisierte 

Orte gefordert, um den Wettbewerbsnachteil, den 

Niedersachsen gegenüber anderen Bundesländern 

hat, zu überwinden.

Zusätzlich wurden in der dreistündigen Sitzung 

die Grundsteine für die Planung eines „Tourismus-

dialog Niedersachsen“ gelegt. Der Tourismusdialog 

soll den Tourismusorten ermöglichen, mit maßgeb-

lichen Entscheidungsträger:innen des Landes und 

Die Teilnehmenden 
der Ausschusssitzung 
trafen sich online
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Branchenvertreter:innen über die Weiterentwick-

lung des Tourismus zu sprechen und von und mitei-

nander zu lernen.

START DES TOURISMUSDIALOG 

NIEDERSACHSEN DES STÄDTE- UND 

GEMEINDEBUNDES

Diese Planung zum Tourismusdialog wurde bereits 

am 27. Mai 2021 mit einer Online-Veranstaltung in 

die die Tat umgesetzt.

NSGB-Präsident Dr. Marco Trips führte in die Ver-

anstaltung ein. Die ersten Öffnungen im Tourismus 

seien zu begrüßen, auch, dass das OVG Lüneburg die 

sogenannte „Landeskinderregelung“ gekippt habe. 

Doch der niedersächsische Tourismus brauche wei-

tere, klare und belastbare Perspektiven sowie eine 

neue, umfassende Strategie für die Pandemie und 

die Zeit danach. Die Pandemie könne für das Tou-

rismusland Niedersachsen die Chance bieten, seine 

Vorzüge zu unterstreichen, den Inlandstourismus 

langfristig an das Land zu binden sowie die Digitali-

sierung erheblich voranzubringen. Dafür brauche es 

jedoch den Dialog mit allen Akteur:innen und auch 

Hilfen durch das Land.

In einer ersten Gesprächsrunde hat Dr. Trips mit 

den Bürgermeister:innen der Tourismuskommunen 

Bad Rothenfelde, Spiekeroog, Amelinghausen und 

Hanstedt über die Lage in den Tourismuskommu-

nen gesprochen. Vordringlich für monostrukturierte 

Tourismuskommunen ist die Lage trotz der ersten 

Öffnungsschritte kritisch. Im Jahre 2020 seien die 

meisten touristisch geprägten Kommunen mit 

einem „blauen Auge davongekommen“, wurde resü-

miert, doch der 2021 fortbestehende Lockdown, 

insbesondere auch über die Ostertage, habe viele 

Betriebe endgültig an die Grenzen der wirtschaft-

lichen Leistungsfähigkeit geführt und damit auch 

die Tourismuskommunen vor erhebliche Herausfor-

derungen gestellt. Jedoch kämpfen die Kommunen 

nicht nur mit den finanziellen Folgen der Pandemie. 

Auch zunehmend „wilder Tourismus“, der im Konflikt 

zur Natur steht, die Waldbrandgefahr erhöht, Ver-

kehrschaos bewirkt und die Ordnungsämter erheb-

lich fordert, führt die Kommunen zu neuen Proble-

men und neuen Anforderungen an die Infrastruktur. 

Die aktuellen Öffnungsschritte (Stand: 27.5.2021) 

würden nicht ausreichen, um den Tourismus wie-

der zu beleben. Insbesondere die Ungewissheit, 

die Testpflicht für die Außengastronomie sowie die 

Wieder belebungssperre seien erhebliche Hürden.

Eine zweite Gesprächsrunde führte Dr. Trips 

mit Dr. Bernd Althusmann, Minister für Wirtschaft, 

Arbeit, Verkehr und Digitalisierung, Meike Zum-

brock, Geschäftsführerin der Tourismusmarketing 

Niedersachen GmbH, Arno Ulrichs und Kerstin 

Kontny von der IHK Ostfriesland und Papenburg 

(Federführung Tourismus) sowie dem Landtags-

abgeordneten Axel Miesner, tourismuspolitischer 

Sprecher der CDU-Fraktion im niedersächsischen 

Landtag. Gemeinsam wurde eine Bewertung der 

Lage des niedersächsischen Tourismus – rück-

blickend und perspektivisch – durchgeführt, die 

ersten und mögliche weitere Öffnungsschritte dis-

kutiert, Ideen für eine langfristige Strategie des nie-

dersächsischen Tourismus ausgetauscht und wei-

tere Vorschläge für den Weg aus der Krise und einen 

Neustart besprochen.

In der Gesprächsrunde bestand für die rund 70 

Teilnehmer:innen die Möglichkeit, Fragen an die 

Gesprächspartner zu richten.

Dr. Trips und Dr. Althusmann verabredeten, den 

Dialog fortzusetzen sowie auch Gespräche über 

zusätzliche Hilfen und eine Grundförderung zu füh-

ren. ❚

K
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Personal- und Organisationsausschuss

DIGITALISIERUNG: NIEDERSACHSEN 
IM SCHLINGERKURS
„Die Digitalisierung in Niedersachsen ist eine sehr 

traurige Geschichte. In vier Jahren ist es dem Land 

nicht gelungen, verlässliche Kostenrechnungen 

vorzunehmen. Die Kommunen wissen bis heute 

nicht, was aufgrund der Bundes- und Landesgesetz-

gebung im Bereich der Digitalisierung an Kosten auf 

sie zukommt“, erklärte die Vorsitzende des Organi-

sationsausschusses des Niedersächsischen Städte- 

und Gemeindebundes (NSGB), Bürgermeisterin 

Petra Lausch aus Edewecht, am 22. April 2021 nach 

einer virtuellen Sitzung des Ausschusses. „Kein nor-

maler Mensch käme auf die Idee, den Bau eines Hau-

ses zu beauftragen, ohne die Kosten zu kennen und 

die Finanzierung sicherzustellen. Wenn das Land 

aber Bundeshilfen für die Digitalisierung einstreicht 

und den Kommunen zusätzliche Kosten aufbürdet, 

dann fühlen sich die Kommunen im Stich gelassen“, 

so Lausch.

Auch wenn das Land immer wieder darauf hin-

weist, dass es zentrale Services des Landes geben 

soll. Es ist bisher nicht erkennbar, wann etwas zu 

welchen Kosten verfügbar ist.

„Unter dem Strich: Die Kommunen werden vom 

Land mit den neuen Aufgaben allein gelassen. 

Zudem erhält das Land einen dreistelligen Millionen-

betrag zur Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes 

in Niedersachsen. Dieses Geld verbleibt aber in der 

Landeskasse“, ergänzte Lausch.

„Bisher wurde viel versprochen, aber es wird 

höchste Zeit, dass das Land etwas für die Kommu-

nen tut. Es ist nicht damit getan, Gesetze zu machen 

und Bundesgelder zu vereinnahmen. Wenn auch in 

Niedersachsen Bürgerdienste online erbracht wer-

den sollen, dann muss das Land endlich investieren 

und nicht nur zuschauen. Wie es besser geht, zeigen 

uns Baden-Württemberg, Bayern und Hessen, dort 

wird den Kommunen finanziell und inhaltlich richtig 

geholfen“, ergänzte der Sprecher des NSGB, Thors-

ten Bullerdiek.

Als weiteres Themenfeld wurde durch den 

Ausschuss auch die Arbeitgeberattraktivität des 

öffentlichen Dienstes diskutiert. Im besonderen 

Fokus stand dabei das Thema Fahrradleasing für 

Beschäftigte. „Auch in diesem Bereich muss das 

Land endlich seine restriktive und verkrustete 

Haltung aufgeben und für alle Beschäftigten die 

erforderlichen gesetzlichen Grundlagen schaffen. 

Sonst werden wir in Zukunft im Kampf um die 

klügsten Köpfe zunehmend die Rücklichter der 

Wirtschaft sehen“, so die Ausschussvorsitzende 

Lausch abschließend.

Der Niedersächsische Städte- und Gemeinde-

bund vertritt die Interessen der mittleren und klei-

nen Städte, Gemeinden und Samtgemeinden in 

Niedersachsen. Während die acht Großstädte in 

Niedersachsen gerade mal auf knapp 1,6 Millionen 

Einwohner:innen kommen, leben in den knapp 400 

kleinen und mittleren Städten und Gemeinden über 

6,3 Millionen Menschen, die nicht von Großstadt-

interessen dominiert werden wollen.  ❚

Bisher wurde viel 
versprochen, aber 

es wird höchste Zeit, 
dass das Land etwas 

für die Kommunen 
tut...“

AUS DEM NSGB

NSGB-FACHGREMIEN DISKUTIEREN
Ergebnisse der Enquetekommission „Sicherstellung der 
ambulanten und stationären medizinischen Versorgung in 
Niedersachsen“

Der Ausschuss für Familie, Jugend, Soziales, und 

Gesundheit im Niedersächsischen Städte- und 

Gemeindebund (NSGB) und der vom Verband einge-

richtete Arbeitskreis Medizinische Versorgung sind 

am 23. April 2021 zu einer gemeinsamen Online-Sit-

zung zusammengekommen, um unter dem Vorsitz 

von Samtgemeindebürgermeisterin Daniela Kösters 

über den Abschlussbericht der Enquetekommission 

„Sicherstellung der ambulanten und stationären 

medizinischen Versorgung in Niedersachsen“ zu 

beraten. Eingeladen waren die gesundheitspoliti-

schen Sprecher der Regierungsfraktionen, die Land-

tagsabgeordneten Uwe Schwarz (SPD) und Volker 

Meyer (CDU). In seinem Eingangsstatement betonte 

Uwe Schwarz, dass das Positionspapier des NSGB, in 

dem sich der Verband ausführlich mit dem Bereich 

der ambulanten medizinischen Versorgung befasst 

hat, in die politischen Beratungen der Kommission 

eingeflossen sei.

Volker Meyer ging im Schwerpunkt auf die von 

der Kommission empfohlenen Regionalen Gesund-

heitszentren (RGZ) ein und skizzierte die wesent-

lichen Eckpunkte dieser Modellvorhaben. Ziel sei 

es, gemeinsam mit den Kassen und der Kassenärzt-

lichen Vereinigung Niedersachsen (KVN) eine zen-

trale Anlaufstelle für die medizinische Versorgung 

der Bevölkerung in der Fläche zu schaffen, um von 

dort aus die „Lotsenfunktion“ im Gesundheits-

wesen unter Zuhilfenahme von Versorgungsassis-

tenz wahrzunehmen. Die genaue Ausgestaltung 

sei davon abhängig, was vor Ort vorhanden sei. Ein 

wesentlicher Bestandteil sei auch eine Anreiche-

rung um die Bereiche Übergangs- beziehungsweise 

Kurzzeitpflege.

In der anschließenden Diskussion, in der die 

Ausschussmitglieder sowie die Mitglieder des 

Arbeitskreises ihre Sorgen und Nöte hinsichtlich der 

Versorgungssituation vor Ort einbrachten, wurde 

insbesondere der Wunsch nach einem stärkeren 

Engagement der Kassenärztlichen Vereinigung Nie-

dersachsen deutlich. In einem abschließend gefass-

ten Beschluss forderte der Ausschuss die zustän-

digen Akteure im Gesundheitswesen dazu auf, die 

Handlungsempfehlungen der Enquetekommission 

für den Bereich der ambulanten medizinischen Ver-

sorgung unverzüglich umzusetzen. Insbesondere 

dulde die Schaffung der 200 weiteren Medizin-

studienplätze in Niedersachsen keinen Aufschub. 

Soweit Städte, Gemeinden und Samtgemeinden 

bei regionalen oder medizinischen Versorgungs-

zentren Verantwortung übernehmen sollen, stellte 

der Ausschuss gegenüber dem Land die Forderung 

auf, diese Tätigkeit langfristig vom Land auszufinan-

zieren.  ❚

Ziel: Gemeinsam 
mit den Kassen und 
KVN eine zen trale 
Anlaufstelle für 
die medizinische 
Versorgung der 
Bevölkerung in der 
Fläche schaffen...“
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DR. HEIKE NEUKUM ist 
Hydrogeologin

HEITMAR BENSON ist 
Diplom-Bauingenieurin

Beide Autorinnen arbeiten 
bei der Kommunalen 

Umwelt-AktioN UAN e.V. im 
Bereich Hochwasser und Stark-
regen im Projekt „Kommunale 
Infobörse Hochwasser“ sowie 

im Pilotprojekt „Kommunale 
Starkregenvorsorge“.

DAS NIEDERSÄCHSISCHE 
STARKREGEN-PILOTPROJEKT
„Kommunale Starkregenvorsorge“ der UAN

VON DR. HEIKE NEUKUM UND HEITMAR BENSON

BÜRGER. MACHT. MIT.

STEYERBERG

WIR LASSEN EUCH NICHT IM STARKREGEN STEHEN

16.06.2021
15:00 UHR AM KLIMABÜRO

Ortsbegehung
mit Präsentation
der Starkregen-
gefahrenkarten

Klimabüro des Flecken Steyerberg, Kirchstraße 30, 31595 Steyerberg

HIER KÖNNEN SIE SICH INFORMIEREN:

Kommunale Umwelt-AktioN UAN:

Dr. Heike Neukum Tel.: 0511 / 30285-53
Heitmar Benson    Tel.: 0511 / 30285-70
Arnswaldtstr. 28, 30159 Hannover
E-Mail: starkregen@uan.de
Web: www.uan.de/projekte/starkregen

Flecken Steyerberg:

Frank Siedenberg
Tel.: 05764 / 9606-28
Lange Straße 21, 31595 Steyerberg 
E-Mail: starkregen@steyerberg.de
Web: www.steyerberg.de, www.klimastark.de

PROJEKT
STARKREGENVORSORGE
N I E D E R S A C H S E N

                                  ... a
uf  allen Linien

Anmeldung erforderlich unter starkregen@steyerberg.de

Bitte halten Sie die AHA-Regeln ein!

DIREKTE TREFFPUNKTE IN DEN ORTSTEILEN

GRUPPE STEYERBERG
16:30 UHR  VOM KLIMABÜRO ZU FUSS DURCH DEN ORT

GRUPPE WELLIE/DEBLINGHAUSEN
16:30 UHR   TREFFPUNKT WELLIE; VOR DER KIRCHE IM ORTSKERN
17:30 UHR   TREFFPUNKT DEBLINGHAUSEN; VOR DEM EV. GEMEINDEHAUS

DAS PROJEKT

Seit 2020 erarbeitet die Kommunale Umwelt-AktioN 

UAN in ihrem Starkregen-Pilotprojekt zusammen 

mit den Modellkommunen Stadt Bad Salzdetfurth 

und Flecken Steyerberg kommunale Starkregenvor-

sorgekonzepte für die beiden Orte.

Das Projekt erstreckt sich über drei Jahre und ent-

hält vier zentrale Bausteine: Gefährdungsanalysen 

mit Erstellung kommunaler Starkregengefahren-

karten, Risikoanalysen, darauf aufbauende Maßnah-

men und Handlungskonzepte sowie Risikokommu-

nikation und Öffentlichkeitsarbeit.

Die Gefährdungsanalyse erfolgt in drei Stufen 

(vereinfachte Gefährdungsanalyse, topografische 

Analyse, hydraulische Gefährdungsanalyse); diese 

sind vom Erkenntnisgewinn, aber auch von den 

Kosten ansteigend und werden im Projekt exem-

plarisch durchgeführt und bewertet. So ist für die 

hydraulische Gefährdungsanalyse die Erstellung 

eines hydraulischen Modells erforderlich, mit dem 

für verschiedene Regenszenarien – etwa Überflu-

tungsflächen und -tiefen oder Strömungsverhält-

nisse – berechnet und in Karten dargestellt werden. 

Die Risikoanalyse kombiniert die Ergebnisse der 

Gefahrenkarte mit den ermittelten Schadenspo-

tenzialen insbesondere für kritische Infrastrukturen 

beziehungsweise öffentliche Einrichtungen. Das 

Handlungskonzept soll passgenau für die Kommu-

nen nachhaltige und zukunftsfähige Maßnahmen 

aufzeigen. Risikokommunikation und Öffentlich-

keitsarbeit erfolgen angepasst an die derzeitige 

Pandemie-Situation und ermöglichen die zielgrup-

pengerechte Einbeziehung und aktive Beteiligung 

aller Akteure aus Verwaltung und Bevölkerung. Mit 

der Durchführung der Ingenieurarbeiten wurde 

eine Arbeitsgemeinschaft der Ingenieurbüros itwh 

(Hannover), PFI (Hannover) und Emscher 

Wassertechnik (Essen) beauftragt.

DER LEITFADEN

Aus den Projektergebnissen wird anhand 

der Erfahrungen ein Leitfaden, ausge-

richtet auf alle niedersächsischen Städte 

und Gemeinden, erarbeitet. Hierfür 

werden die angewandten Methoden, 

ihre Aussagefähigkeit, das Kosten-Nut-

zen-Verhältnis und die Übertragbarkeit 

auf andere Kommunen verglichen. Der 

Leitfaden soll Kommunen eine prak tische 

Handlungsanweisung und Hilfestellung 

bei der Auswahl jeweils geeigneter Inst-

rumente zur Starkregenvorsorge geben. 

Die Fertigstellung des Leitfadens ist für 

Ende 2022 geplant.

DAS STARKREGEN-NETZWERK

Begleitend zum Pilotprojekt wurde 

von der UAN das Starkregen-Netzwerk 

Niedersachsen ins Leben gerufen. Das 

Starkregen-Netzwerk richtet sich an 

Bürgermeister:innen, Fachleute aus den 

Kommunen sowie Entscheidungsträ-

BAD SALZDETFURTH 
GEMEINSAM       
GEGEN STARKREGEN

DREIJÄHRIGES PILOTPROJEKT ZUR KOMMUNALEN STARKREGENVORSORGE IN NIEDERSACHSEN GESTARTET

Kommunale Umwelt-AktioN UAN:
Dr. Heike Neukum Tel.: 0511 / 30285-53
Heitmar Benson    Tel.: 0511 / 30285-70
Arnswaldtstr. 28, 30159 Hannover
E-Mail: starkregen@uan.de
Web: www.uan.de/projekte/starkregen

Stadt Bad Salzdetfurth:
Christoph Oeltze
Tel.: 05063 / 999-169
Oberstraße 6, 31162 Bad Salzdetfurth
E-Mail: Starkregen@Bad-Salzdetfurth.de
Web:  www.bad-salzdetfurth.de/Bürger/Starkregen

PROJEKT
STARKREGENVORSORGE
N I E D E R S A C H S E N

SCHUTZMAßNAHMEN
Administrative, organisatorische und bauliche/
technische Maßnahmen sind Teil des Konzeptes.

RISIKOKOMMUNIKATION
Projektbegleitend finden Besprechungen, Work-
shops und weitere Veranstaltungen zu Ihrer Infor-
mation statt.

BÜRGERBETEILIGUNG
Termine und Veranstaltungen mit Ihnen, den Bür-
gerinnen und Bürgern, zum Austausch und zur Dis-
kussion.

+

GEFAHRENKARTEN
UND RISIKOANALYSEN
Wohin fließt das Wasser bei Starkregen? Welche 
Bereiche sind besonders gefährdet und risikobe-
haftet?

HANDLUNGSKONZEPTE
Alle relevanten kommunalen Akteure werden ange-
sprochen und vernetzt um breitgefächerte und zu-
kunftsfähige Konzepte zu entwickeln.

ÖFFENTLICHKEITSARBEIT
Sämtliche betroffene Akteure und Zielgruppen wer-
den einbezogen und können mitwirken.

ger:innen der Kommunalpolitik und Verwaltung 

niedersächsischer Kommunen.

Über das Netzwerk werden (Zwischen-)Ergeb-

nisse des Projekts vorgestellt und interessierte 

Kommunen können sich mit der kommunalen 

Starkregenvorsorge beschäftigen beziehungsweise 

sich grundlegend über ein mögliches Vorgehen 

informieren. Alle Interessierten sind eingeladen, 

gemeinsam das Netzwerk mitzugestalten, weiterzu-

entwickeln und zukünftige Inhalte festzulegen. Die 

ein- bis zweimal jährlich stattfindenden Netzwerk-

treffen werden von der Arbeitsgemeinschaft der 

Ingenieurbüros und weiteren Expert:innen beglei-

tet. Das erste Treffen des Starkregen-Netzwerkes 

fand am 11. Mai 2021 als digitale Veranstaltung statt.

Das Projekt wird mit finanzieller Förderung durch 

das Land und die beiden Pilotkommunen sowie För-

derung des Landes durch die kostenlose Bereitstel-

lung von Geobasisdaten durchgeführt.  ❚

KONTAKT
Dr. Katrin Flasche,  
Tel. 0511 30285-58, 
Dipl.-Ing. Heitmar Benson, 
Tel. 0511 30285-70, 
und Dr. Heike Neukum, 
Tel. 0511 30285-53. 
Fragen und Anregungen 
nehmen wir gerne unter 
starkregen@uan.de 
entgegen.

Weiterführende Links: 
www.uan.de/projekte/
starkregen

ZUR PERSON

WAHLEN UND ERNENNUNGEN

Claudia von Ascheraden

CLAUDIA VON ASCHERADEN 

wurde zur Samtgemein-

debürgermeisterin der 

Samtgemeinde Jeste-

burg gewählt. Sie folgt 

damit HANS-HEINRICH 

HÖPER nach, der das Amt 

von November 2006 bis 

Oktober 2020 innehatte.

Hans-Heinrich Höper

Weil Ihre Heimat
unsere Welt ist,
stehen wir für einen stabilen Netzbetrieb und versorgen 
in unserer Region über 1,7 Mio. Haushalte. 
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HOCHWASSERPARTNERSCHAFTEN 
IN NIEDERSACHSEN
VON DR. KATRIN FLASCHE

Hochwasserpartnerschaften 
in Niedersachsen
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Quelle: 
Auszug aus den Geobasisdaten
des Landesamtes für Geoinformation
und Landesvermessung Niedersachsen      ©2018

DR. KATRIN FLASCHE ist 
Geschäftsführerin der Kommu-

nalen Umwelt-AktioN UAN

Hochwasserpartnerschaften in 
Niedersachsen / NLWKN, 2021

Seit 2016 betreut die Kommunale Umwelt-AktioN 

UAN Hochwasserpartnerschaften in Niedersachsen.

Hochwasserpartnerschaften sind ein Zusammen-

schluss von im Wesentlichen kommunalen Partnern 

und im Hochwasserschutz zuständigen Verbänden, 

um zumeist flusseinzugsgebietsbezogen eine sach-

gerechte Erfüllung von Aufgaben des Hochwasser-

schutzes im regionalen Verbund zu gewährleisten.

Da für die Zukunft stärkere und häufigere Hoch-

wasserereignisse prognostiziert werden, ist die 

Gründung von Hochwasserpartnerschaften auch 

eine Anpassung an den Klimawandel. Hochwasser-

schutz bei kleineren Gewässern kann gleich zeitig 

Vorsorge vor Starkregenereignissen bedeuten, 

wenn Rückhalteräume geschaffen werden.

Darüber hinaus bieten Hochwasserpartner-

schaften die Chance, gemeinsame Informations-

vorsorge anzubieten und Bürger:innen über ört-

liche Gefahren und notwendige Eigenvorsorge 

vor Hochwasser und Starkregen aufzuklären. Eine 

Wanderausstellung zum Klimawandel, erstellt vom 

Niedersächsischen Landesbetrieb für Wasserwirt-

schaft, Küsten- und Naturschutz (NLWKN), ist in der 

Hochwasserpartnerschaft Aller für den Herbst 2021 

geplant, um Bürger:innen vor Ort zu sensibilisieren 

und Wege der Vorsorge aufzuzeigen. Die Internet-

seite der UAN stellt unter www.uan.de/service/

hochwasserpartnerschaften Hochwasserpartner-

schaften und deren Aktivitäten vor, verbunden mit 

Links zu Pegeln und Ansprechpartner:innen.

Für Kommunen kann eine Hochwasserpartner-

schaft bedeuten, der eigenen „Hochwasserdemenz“ 

vorzubeugen. Ein weiterer großer Vorteil ist, dass das 

Land Hochwasserpartnerschaften, die ein Hochwas-

serkonzept erstellt und notwendige Maßnahmen 

identifiziert haben, derzeit gute Fördermöglichkei-

ten zur Umsetzung dieser Maßnahmen anbietet. Es 

gibt also viele gute Gründe, eine Hochwasserpart-

nerschaft zu gründen.

Die Betreuung der Hochwasserpartnerschaften 

durch die UAN wird finanziell durch das Niedersäch-

sische Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und 

Klimaschutz im Rahmen des Projektes „Kommunale 

InfoBörse Hochwasservorsorge“ (hib) gefördert.  ❚

Weiterführende Links: 
www.uan.de/themen/

hochwasser

EWE business. Gemeinsam läuft‘s.

Mit maßgeschneiderten Lösungen von Beratung über Planung 
bis zur Inbetriebnahme und Wartung. Egal ob leistungsstarker 
Glasfaseranschluss, Umbau des gesamten digitalen Schulnetz-
werks oder Installation eines professionellen WLAN. Wir kümmern 
uns darum. Und schützen das Schulnetzwerk vor Cyberkriminellen. 

Mit maßgeschneiderten Lösungen von Beratung über Planung Mit maßgeschneiderten Lösungen von Beratung über Planung 
bis zur Inbetriebnahme und Wartung. Egal ob leistungsstarker bis zur Inbetriebnahme und Wartung. Egal ob leistungsstarker 
Glasfaseranschluss, Umbau des gesamten digitalen Schulnetz-

Digitale Bildung  
für Niedersachsen
Wir machen Schulen fi t für die Zukunft.

Erfahren Sie mehr unter 
business.ewe.de/schule-digital oder 
rufen Sie uns an: 0441 8000 1484. 

Jetzt 
Beratungs-

termin 
vereinbaren

https://www.uan.de/service/hochwasserpartnerschaften
https://www.uan.de/service/hochwasserpartnerschaften
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KLIMAWANDEL IN NIEDERSACHSEN – 
WORAUF MÜSSEN WIR UNS EINSTELLEN?
VON UWE PETRY

KLIMATISCHE ENTWICKLUNGEN BIS HEUTE

Das Jahr 2020 war mit einer Durchschnittstempera-

tur von rund 10,9 Grad Celsius das wärmste, jemals 

beobachtete Jahr in Niedersachsen. Acht der zehn 

wärmsten Jahre seit Beginn der Aufzeichnungen im 

19. Jahrhundert wurden innerhalb der letzten 20 

Jahre gemessen. Gegen Ende der 1980er-Jahre sind 

die Temperaturen nicht nur in Niedersachsen, son-

dern in ganz Deutschland sprunghaft angestiegen 

und liegen heute im Mittel rund 1,7 Grad Celsius 

über dem vorindustriellen Niveau.

Als Konsequenz dieser Entwicklungen haben sich 

auch die Niederschlagsverhältnisse verändert. So 

haben die Niederschlagssummen im Zeitraum von 

1881 bis 2020 um rund elf Prozent zugenommen. 

Dabei gab es so gut wie keine Veränderungen im 

Sommerhalbjahr (April bis September), während die 

Niederschläge im Winterhalbjahr (Oktober bis März) 

deutlich gestiegen sind. Großräumige und lang-

anhaltende Extremniederschläge tendieren in den 

letzten Jahrzehnten dazu, intensiver auszufallen. Ver-

lässliche Aussagen zu den Trends kurzzeitiger, loka-

ler Starkregenereignisse sind dagegen schwierig, da 

diese erst seit rund 20 Jahren in geeigneter Form mit-

tels Niederschlagsradar vom Deutschen Wetterdienst 

erfasst werden. Das Risiko für entsprechend extreme 

Ereignisse nimmt im Zuge der Erderwärmung aber 

grundsätzlich zu. Trockene Jahre, vor allem bedingt 

durch sommerliche Trockenphasen, traten in den 

letzten Jahren besonders in Erscheinung.

WAS BRINGT DIE ZUKUNFT FÜR 

NIEDERSACHSEN?

Niemand kann mit Sicherheit sagen, wie sich das 

Klima der Zukunft unter dem Einfluss der Mensch-

heit ändern wird. Um die künftigen klimatischen 

Verhältnisse zumindest innerhalb gewisser Band-

breiten abschätzen zu können, bedient sich die 

aktuelle Klimaforschung verschiedener Annahmen 

über die Entwicklung der globalen Treibhausgase 

(THG) auf Basis sozioökonomischer Szenarien.

Das Land Niedersachsen analysiert seit über 

einem Jahrzehnt den Klimawandel und seine mög-

lichen Folgen für die Wasserwirtschaft, unter ande-

rem im Forschungsprojekt KliBiW (Globaler Klima-

wandel – Wasserwirtschaftliche Folgenabschätzung 

für das Binnenland) und in der Klimawirkungsstudie 

für Niedersachsen. Bei diesen Studien steht derzeit 

ein Szenario im Fokus, bei dem zukünftig auf globa-

ler Ebene so gut wie keine Maßnahmen zum Klima-

schutz umgesetzt werden.

Die bisher gewonnenen Erkenntnisse zeigen, 

dass die Temperaturen landesweit weiterhin anstei-

gen werden, bis zum Ende des 21. Jahrhunderts in 

der Größenordnung von 2,5 Grad bis 4,7 Grad Cel-

sius gegenüber dem Zeitraum von 1971 bis 2000. 

Auch die Jahresniederschlagsmengen nehmen 

weiterhin zu im Bereich von null bis zehn Prozent, 

wobei die Entwicklungen im Sommer halbjahr 

nicht eindeutig sind. Extreme, langanhaltende Nie-

derschläge erhöhen sich um rund fünf Prozent bis 

UWE PETRY ist Mitarbeiter 
des Niedersächsischen Landes-
betriebes für Wasserwirtschaft, 

Küsten- und Naturschutz 
(NLWKN) im Bereich Hoch-
wasservorhersagezentrale 

/ Klimafolgen / 
Fachdatenmanagement

Hochwasser an 
der Leine bei 

Salzderhelden im 
Juli 2017

40 Prozent, im Winterhalbjahr bis 65 Prozent, wäh-

rend Trockenphasen im Sommerhalbjahr um bis zu 

20 Prozent zunehmen können.

Als Folge dieser klimatischen Veränderungen 

käme es zu teils erheblichen Auswirkungen im 

Bereich der Wasserwirtschaft in Niedersachsen. 

Hochwasserereignisse würden sich zum Teil deut-

lich verschärfen und auch häufiger auftreten, regi-

onal bereits zur Mitte des Jahrhunderts. Niedrig-

wasserphasen können erheblich länger andauern 

und somit wesentlich weniger Wasservolumen für 

Ökosysteme und anthropogene Nutzungen zur Ver-

fügung stellen. Die Grundwasserneubildungsraten 

würden im Sommerhalbjahr abnehmen, vor allem 

in Regionen, die bereits heute eine niedrige Grund-

wasserneubildung oder sogar -zehrung aufweisen. 

Durch Starkregen bedingte Sturzfluten, also in der 

Fläche auftretende Überschwemmungen fernab 

von Fließgewässern, können verstärkt auftreten und 

vor allem Siedlungsbereiche gefährden. Und auch 

der Meeresspiegel, der in den letzten 100 Jahren 

global bereits um 20 bis 30 Zentimeter angestiegen 

ist, könnte bis zum Ende des Jahrhunderts um wei-

tere rund 100 Zentimeter ansteigen.

BEDEUTUNG WASSERWIRTSCHAFT LICHER 

KLIMAFOLGEN FÜR DIE STÄDTE UND 

GEMEINDEN

Die beschriebenen Folgen des Klimawandels stellen 

große Herausforderungen für Städte und Gemein-

den dar. Insbesondere der Hochwasserschutz und 

die Starkregenvorsorge, in den Küstenregionen der 

Küstenschutz und die Binnenentwässerung, sowie 

der nachhaltige Umgang mit der Ressource Wasser 

sind wichtige Zukunftsaufgaben. Umfassende Maß-

nahmen zur Vorsorge beziehungsweise Anpassung 

unter der Wirkung des Klimawandels erscheinen 

umso bedeutender, da sich die Entwicklungen der 

jüngeren Vergangenheit unter den getroffenen 

Annahmen zukünftig fortsetzen, regional sogar 

verschärfen können. Der Gewässerkundliche Lan-

desdienst des Niedersächsischen Landesbetriebes 

für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz 

(NLWKN) unterstützt die Entscheidungsträger:innen 

in der Politik und den Kommunen bei der Vorbe-

reitung auf die zukünftigen Klimafolgen durch die 

Bereitstellung von Messdaten und Informationen 

über den Klimawandel und seine möglichen Auswir-

kungen. Diese finden sich unter anderem auf den 

Internetseiten des NLWKN unter der Rubrik „Klima-

wandel kompakt“. Durch eine enge Kooperation 

mit der Kommunalen Umwelt-AktioN (UAN) sowie 

der Klimaschutz- und Energieagentur Niedersach-

sen (KEAN) wird dieses Wissen optimal ergänzt und 

der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Zu diesem 

Zweck wurde auch eine Wanderausstellung erar-

beitet, die über die genannten Seiten des NLWKN 

voraussichtlich ab der zweiten Jahreshälfte 2021 

ausgeliehen werden kann. Auf diese Weise sollen 

alle Akteur:innen für das Thema sensibilisiert wer-

den, um zeitnah nachhaltige Anpassungsstrategien 

zu initiieren, die sowohl integrativ als auch lokal wie 

überregional entwickelt werden müssen.  ❚

Weitere Informationen:
www.nlwkn.niedersachsen.
de/klimawandelkompakt
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NIEDERSÄCHSISCHER 
KENNZAHLEN
VERGLEICH WASSER
VERSORGUNG 2021

KERSTIN WENDT ist 
Beraterin bei der confideon 

Unternehmensberatung GmbH

VON KERSTIN WENDT

Seit vielen Jahren werden in der Wasserversorgung 

sogenannte Kennzahlenvergleiche durchgeführt, 

die zeigen, dass die Versorger gut aufgestellt sind, 

wenn es beim Trinkwasser um Qualität, Kunden-

service, Wirtschaftlichkeit, Versorgungssicherheit 

und Nachhaltigkeit geht.

Das Ziel dieser Vergleiche ist einerseits, Transpa-

renz für Politik und Verbraucher:innen zu schaffen 

und andererseits sollen die Wasserversorger Opti-

mierungspotenziale erkennen.

Das Projekt wird zahlreich unterstützt: Bundes-

verband der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW), 

Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e. V. 

(DVGW), Wasserverbandstag Bremen | Niedersach-

sen | Sachsen-Anhalt (WVT), Verband kommunaler 

Unternehmen (VKU), Niedersächsischer Städte- und 

Gemeindebund, Niedersächsischer Städtetag sowie 

Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie, 

Bauen und Klimaschutz.

KENNZAHLENVERGLEICHE IN DER 

WASSERVERSORGUNGSBRANCHE

Kennzahlenvergleiche sollen Wasserversorgungs-

unternehmen Anhaltspunkte zur eigenen Standort-

bestimmung in Bezug auf Anlagen, Prozesse, 

Abläufe, Leistungen und Produkte und zum Erken-

nen von Optimierungspotenzialen geben. Dabei 

werden die Merkmale der Leistungsfähigkeit der 

Wasserversorgung analysiert. Die Projekte tragen 

wesentlich dazu bei, die Transparenz der Wasser-

versorgung zu erhöhen. Wichtige Voraussetzung ist 

die freiwillige Teilnahme, durch die die Vertraulich-

keit gewahrt bleibt. Die Kontinuität ist eine Voraus-

setzung für die Beurteilung der Entwicklung eines 

Versorgers. Um diese Regelmäßigkeit zu erreichen 

und erneut die Möglichkeit zur Prüfung von Effizi-

enz, Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit zu 

schaffen, wird der „Kennzahlenvergleich Wasserver-

sorgung 2021“ durchgeführt. Der Vergleich wird in 

zwei Modulen angeboten: Ausgehend von über-

geordneten Kennzahlen und zur Nachhaltigkeit bis 

zum differenzierten Unternehmensbenchmarking. 

Der neue Kennzahlenvergleich knüpft damit an die 

bisherigen Vergleiche an.  ❚

ANMELDUNG UND AUSKUNFT

Über die Projekthomepage 

www.kennzahlen-h2o.de finden Sie 

aktuelle Informationen zum Niedersäch-

sischen Kennzahlenvergleich.

Bereits entschlossene Unternehmen der 

Branche können sich unter 

www.kzv-nds-anmeldung.confideon.de  

zur Teilnahme anmelden.

Die Anmeldefrist wurde bis 15. Juli 2021 

verlängert!

Für Anmeldung und Rückfragen steht 

Kerstin Wendt bei der confideon Unterneh-

mensberatung GmbH, Tel. 030 794 90 99-0, 

E-Mail: info@confideon.de, als Ansprechpart-

nerin gerne zur Verfügung.
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KOMMUNALWAHL 
NIEDERSACHSEN 2021
Alles für die Wahl und danach

• Praxisorientierter Leitfaden zu den gesetzlichen 
Bestimmungen des Kommunalwahlrechts.

• Hilfestellung zur Vorbereitung und Durch führung 
der Wahl insbesondere für Wahlleitende.

• Umfangreicher Anhang mit Übersichten der 
wichtigsten Wahlmeldungen sowie Hinweisen zur 
Beurteilung von Mängeln bei der Stimmabgabe.

Steinmetz

Kommunalwahlrecht Niedersachsen
Leitfaden, 5. Aufl age 2021, Softcover, 
ca. 662 Seiten, 49 €,
ISBN 978-3-8293-1637-8

Blum | Meyer (Hrsg.)

Niedersächsisches 
Kommunalverfassungsgesetz
Kommentar, 5. Aufl age 2021,
Hardcover, ca. 900 Seiten,
ISBN 978-3-8293-1611-8, ca. 69 €

Blum

Kommunalverfassungs-
gesetze Niedersachsen
Textausgabe mit Einführung, 
13. Aufl age 2021, Softcover, 
ca. 200 Seiten,
ISBN 978-3-8293-1689-7, ca. 14,80 €

Blum | Baumgarten | Freese | Groseck |
Grunwald | Häusler | Höptner | Mehlhorn | 
Menzel |Meyer | Mielke | Rose | Schwind | 
Smollich | Wefelmeier | Franke | Weidemann

Kommunalverfassungsrecht
Niedersachsen
Kommentar, Stand 2020, 
Loseblattausgabe, 2876 Seiten
ISBN 978-3-86115-769-4, 159 €
 DIGITAL  ISBN 978-3-8293-1597-5, 120 €,

www.ksv-medien.de

http://www.kennzahlen-h2o.de
http://www.kzv-nds-anmeldung.confideon.de
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WASSERBEWUSSTE STÄDTE 
UND GEMEINDEN
Wandel im Umgang mit Wasser bei der künftigen 
Entwicklung von Städten und Gemeinden

VON PROFESSOR DR. MATHIAS UHL

MATHIAS UHL ist Professor 
für Siedlungshydrologie und 

Wasserwirtschaft am Fachbe-
reich Bauingenieurwesen der 

FH Münster. Er ist Sprecher der 
DWA-Koordinierungsgruppe 
„Wasserbewusste Zukunfts-

stadt“, deren Experten aus 
der Wasserwirtschaft, der 

Siedlungswasserwirtshaft und 
der Stadt- und Freiraumplanung 

das Präsidium und die Haupt-
ausschüsse der DWA beraten.

Gesundes Trinkwasser für alle Menschen, zuver-
lässige und umweltgerechte Entsorgung des 
Schmutzwassers, sicherer Überflutungsschutz, 
lebendige Stadtgewässer – wasserwirtschaftliche 
Infrastrukturen sind die Basis für unser Leben. Sie 
kosten nur geringe Beiträge pro Person, verglichen 
mit anderen Lebenshaltungskosten.

Klima, Gesellschaft, Umwelt und Wirtschaft wandeln 

sich und geben Anlass zur Vorsorge und auch zur 

Besorgnis. Extremereignisse wie Starkregen, Hoch-

wasser, Trockenheit und Hitze werden zunehmen. 

Das Wachstum oder die Schrumpfung der Kommu-

nen verlangen Antworten.

Der Infrastrukturbestand muss in Abständen von 

Jahrzehnten saniert oder erneuert werden. Viele 

Kommunen haben dafür noch nicht vorgesorgt. Zu 

klären ist, ob ein Ersatz alter Technik sinnvoll ist oder 

effizientere neue Lösungen geeigneter sind.

Vor diesem Hintergrund gibt die Deutsche Ver-

einigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall 

e. V. (DWA) in ihrem neuen Positionspapier „Wasser-

bewusste Zukunftsstadt“ (https://de.dwa.de/de/

positionspapiere-5979.html) Hinweise und Anre-

gungen für einen zukunftsorientierten Umgang mit 

Wasser unserer Städte und Gemeinden. Gleichzeitig 

wurde die neue Arbeits- und Merkblattreihe DWA-

A/M 102 /BWK-A/M 3 für die Siedlungsentwässe-

rung und den Gewässerschutz eingeführt.

STÄDTE UND GEMEINDEN WASSERBEWUSSTER 

GESTALTEN

Wasserversorgung, Abwasserbewirtschaftung, 

Überflutungsvorsorge und Gewässerschutz gehö-

ren zur kommunalen Daseinsvorsorge. Wasser und 

Stadtgrün tragen maßgeblich zur Klimavorsorge 

sowie zur gesunden und ökologisch reichen Stadt-

landschaft bei. Städte und Gemeinden wasser-

bewusst zu gestalten, bedeutet:

• eine gesicherte Versorgung mit Wasser hoher 

Qualität und ausreichender Menge,

• eine Bewirtschaftung von Abwasser, die den 

Emissions- und Immissionskriterien des Gewäs-

serschutzes entspricht,

• eine am natürlichen Wasserhaushalt orientierte 

Bewirtschaftung des Niederschlagswassers mit 

blau-grüner Infrastruktur und multifunktionaler 

Flächennutzung,

• intensive Begrünung (Verkehrsräume, Parks, 

Fassaden, Dächer) als Hitze- und Klimavorsorge 

mit Wasserversorgung durch gespeichertes 

Regenwasser,

• ökologisch aufgewertete Gewässer, Ufer und 

Auen als ein Teil der Stadtlandschaft,

• einen effektiven Schutz und Vorsorge zur Begren-

zung von Überflutungs- und Hochwasserrisiken,

• eine höhere Lebensqualität für die Bevölkerung, 

die in Planungsprozesse einer blau-grünen Infra-

struktur von Beginn an einbezogen werden.

Einiges erfüllen die Kommunen schon lange im Rah-

men ihres gesetzlichen Auftrages. Bei der Überflu-

tungsvorsorge, der Hitzeanpassung, der Regenwas-

serbewirtschaftung besteht jedoch teils erheblicher 

Nachholbedarf.

BLAU-GRÜNE INFRASTRUKTUR STÄRKEN

Die blau-grüne Infrastruktur einer Kommune 

besteht aus dem Verbund von Oberflächengewäs-

sern, Grundwasser, Maßnahmen zur Regenwas-

serbewirtschaftung sowie Grünflächen. Folgende 

Grundsätze gelten fachlich als Konsens und als Leit-

linien wasserbewusster Kommunalentwicklung:

• Renaturierte Stadtgewässer sind wichtige blau-

grüne Achsen durch die Siedlungen mit hohen 

Freiraumqualitäten und wichtigen ökologischen 

Funktionen. Sie sollen ohne Querungsbauwerke 

sein, ausreichend Grundwasserzufluss haben 

sowie nur gewässerverträgliche Einleitungen der 

Stadtentwässerung erhalten.

• Der Wasserhaushalt in Neubau- und Sanierungs-

gebieten orientiert sich künftig am Wasser-

haushalt der zugehörigen Kulturlandschaft. 

Flächen sparende Erschließungsformen, was-

serdurchlässige Flächen beläge, Versickerungs-

anlagen, Straßen- und Gebäudegrün, Hausgärten 

und öffentliches Grün, Zisternen sowie Rückhalte-

gräben und -becken sind bewährte Maßnahmen 

hierzu.

• Starkregen und Hochwasserereignisse erfordern 

klar erkennbare Notabflusswege im Gelände. 

Grünflächen, Plätze und Sportanlagen sollen 

künftig multifunktional auch zum kurzzeitigen 

Rückhalt von Niederschlagsabfluss nutzbar sein. 

Blau-grüne Infrastruktur trägt zum Überflutungs-

schutz bei.

• Regenwasser soll wieder als Ressource genutzt 

werden zur Bewässerung oder andere geeignete 

Nutzungen, die kein Trinkwasser erfordern.

STADTKLIMA VERBESSERN

Zum besseren Stadtklima können die Stadt-, Frei-

raum-, Entwässerungs- und Mobilitätsplanung und 

Gewässerentwicklung vieles beitragen. Eine wasser-

bewusste Stadtentwicklung ist ein wichtiger Bau-

stein kommunaler Klimafolgeanpassungsstrategien. 

Blau-grüne Infrastruktur verbessert das Stadtklima 

und trägt zur Lebensqualität und Gesundheits-

vorsorge bei. Private und öffentliche Grünflächen, 

Dach- oder Fassadenbegrünungen sowie das Stra-

ßenbegleitgrün gehören dazu. Die Beschattung und 

Verdunstung der Vegetation im privaten und öffent-

lichen Raum kühlt die Umgebung. Die Bewässerung 

soll ausreichend und vorzugsweise mit Regenwas-

ser erfolgen.

GEWÄSSER AUFWERTEN

Traditionell wurden Siedlungen häufig an Gewäs-

sern gegründet. Gewässerlagen sind Chance der 

Stadtentwicklung. Drei Handlungsansätze haben 

sich bewährt:

• Gewässerentwicklung fördern: Die Gewässer-

gestaltung im Siedlungsraum folgt den regio-

nalen Gewässerleitbildern und unterstützt die 

städtebaulichen Leitbilder. Trittsteinbiotope im 

Gewässer tragen zur lokalen Regeneration der 

Gewässer ökologie bei.

• Belastungen mindern: Die Belastungen aus 

Anlagen der Stadtentwässerung und der 

Abwasserreinigung müssen die Emissions- und 

Immissionskriterien für eine gute ökologische 

Gewässerentwicklung erfüllen.

• Freiraumqualität schaffen: Menschen genießen 

den Aufenthalt an Gewässern. Sichtbare und 

intakte Gewässer schaffen erlebbare Identitäten 

in der Stadtlandschaft.

GEMEINSAM PLANEN

Schon das Arbeitsblatt DWA-A 100 erläutert die 

integrale Planung zugunsten einer wasserbe-

wussten Stadtentwicklung. Sie braucht eine gute 

Zusammenarbeit der Beteiligten aus der Stadt- und 

Freiraumplanung, der Wasserwirtschaft, der Stadt-

entwässerung mit Einfachheit, Transparenz und 

Praxisnähe anstelle von Überregulierung. Wasser-

bewusstsein ist ein bürgernaher Beitrag zugunsten 

lebensfreundlicher Kommunen.

WIRTSCHAFTLICHKEIT SICHERN

Die wirtschaftliche Betrachtung muss künftig auch 

die externen Kosten und Erträge berücksichtigen. 

Geschaffene Mehrwerte zugunsten des Stadt-

klimas, der Wasserressourcen, der Lebensqualität 

und Gesundheit der Bevölkerung und der urbanen 

Ökosysteme finden Eingang in Wirtschaftlichkeits-

vergleiche. Gemischte Finanzierungen aus Gebüh-

ren, Haushalts- und Fördermitteln der Stadtent-

wässerung, der Wasserwirtschaft, der Stadt- und 

Freiraumplanung nutzen Synergien für die blau-

grüne Infrastrukturen der Kommunen.  ❚

DIE DWA

Die Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und 

Abfall e. V. (DWA) setzt sich intensiv für die Entwicklung einer siche-

ren und nachhaltigen Wasserwirtschaft ein. Als politisch und wirt-

schaftlich unabhängige Organisation arbeitet sie fachlich auf den 

Gebieten Wasserwirtschaft, Abwasser, Abfall und Bodenschutz.

https://de.dwa.de/de/positionspapiere-5979.html
https://de.dwa.de/de/positionspapiere-5979.html
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REGIONALES WASSERMANAGEMENT – 
WIE KANN DAS AUSSEHEN?
VON WERNER BACKEBERG

Betrachtungsraum 
für das Projekt des 
Unterhaltungsverbandes 
„Fuhse-Aue-Erse“; 
Einzugsgebiete der 
Schöpfwerke

Die Auswirkungen des Klimawandels sind global, 

regional und lokal spürbar. Sie treffen uns in Nie-

dersachsen in einem Bereich, in dem wir es nicht 

erwartet haben: dem Wasser. Wasserknappheit 

ist eine neue Erfahrung, die wir in den letzten drei 

Trocken jahren auch in der Gemeinde Uetze machen 

mussten. In einem Gebiet, dass bis dahin als wasser-

reich wahrgenommen worden ist. Hitzewellen und 

ausbleibende Niederschläge insbesondere in der 

Vegetationsperiode haben zu Ernteausfällen, tiefen 

Wasserständen in den Fließgewässern, historisch 

niedrigen Grundwasserständen und trockenfallen-

den Wäldern geführt.

FOLGEN DER WASSERKNAPPHEIT IN UETZE

Die Wasserknappheit ist für die Gemeinde Uetze in 

mehrfacher Hinsicht problematisch. Gelegen in der 

Aller-Fuhse-Niederung im Osten der Region Han-

nover grenzt Uetze an die Landkreise Celle, Peine 

und Gifhorn. Die gesamte Region ist insgesamt 

stark ländlich durch intensive landwirtschaftliche 

Nutzung geprägt. Die Umgebung von Uetze ist 

eines der größten Zwiebel- und Kartoffelanbauge-

biete Deutschlands. Die hier 

vorherrschenden Sand böden 

bedingen eine intensive Feld-

beregnung in der Vegeta-

tionszeit, die ein Mehrfaches 

der Trinkwasserförderung 

für die knapp 21 000 Ein-

wohner:innen der Gemeinde 

ausmacht.

Neben der Landwirtschaft 

als ein wirtschaft liches Stand-

bein der Gemeinde, ist Uetze 

ein attraktives Naherholungs-

gebiet mit Auwäldern und 

einem weitläufigen Seen-

gebiet, das vor allem von 

Campern und Fahrradtouris-

ten geschätzt wird. Auch die 

Seen drohten im letzten Som-

mer fast vollständig trocken 

zu fallen, ein massenhaftes 

Fisch sterben an den Uetzer 

Spreewaldseen war die Folge. 

Auch die durch das Gemeinde gebiet führenden 

Gewässer II. und III. Ordnung verzeichneten in den 

vergangenen Trockensommern historisch niedrige 

Pegelstände bis zum Trockenfall vieler Fließgewäs-

ser und Biotope im gesamten Einzugsbereich.

Die Trinkwasserversorgung der Einwohner:innen 

Uetzes erfolgt durch das Wasserwerk „Burgdorfer 

Holz“, das vom Wasserverband Peine betrieben wird. 

Die genehmigte Fördermenge für das Wasserwerk 

beträgt 2,4 Millionen Kubikmeter pro Jahr. Die Trink-

wasserversorgung war in den Trockenperioden zwar 

noch gewährleistet, die Kapazitätsgrenzen waren 

aber erreicht, an einigen Tagen auch schon über-

schritten. Eine Erhöhung der Fördermengen bei der 

Unteren Wasserbehörde der Region Hannover ist 

vom Wasserverband beantragt worden.

GEMEINSAMES REGIONALES HANDELN 

ERFORDERLICH

Die Folgen von nur drei Trockenjahren haben 

gezeigt, dass der Klimawandel unseren Wasserhaus-

halt grundlegend verändert. Der Anpassungsdruck 

ist hoch, weil regional alle von demselben Wasser-

haushalt leben. Wir müssen anerkennen, dass sich 

aus dieser Konkurrenz um die Wassernutzung ein 

Gebot der Kooperation ergibt. Gefragt ist also ein 

gemeinschaftliches Handeln im Klimawandel, um 

ein klimaangepasstes regionales Wassermanage-

ment für Landwirtschaft, Mensch und Natur zu 

organisieren.

Gemeinschaftliches Handeln, ein gemeinsamer 

Aktionsplan, der möglichst alle Beteiligten einbin-

det, ist auch deshalb nötig, weil Einzelmaßnahmen 

nicht den gewünschten Erfolg bringen können. 

Nötig ist vielmehr ein Bündel von aufeinander abge-

stimmten Maßnahmen wie die intelligente Steu-

erung der Entwässerung der landwirtschaftlichen 

Flächen, die Renaturierung von Fließgewässern und 

Ökosystemen oder der Bau von Regenrückhalte-

becken und Zisternen. Auch neue Beregnungstech-

niken in der Landwirtschaft sind zwingend erfor-

derlich. Maßnahmen also, die den Wasserverbrauch 

senken können, Regenwasser in der Fläche halten 

und über Versickerungen eine Grundwasserneubil-

dung ermöglichen.

EIN FORUM DER ZUSAMMENARBEIT 

EINRICHTEN

Um ein solch abgestimmtes regionales Wasserma-

nagement zu organisieren, hat sich die Gemeinde 

Uetze zur Unterstützung an die Region Hannover 

gewandt. In einem gemeinsamen Verbundprojekt 

zwischen der Gemeinde Uetze und der Region Han-

nover soll in Uetze ein Forum der Zusammenarbeit 

gebildet werden. Die Federführung für dieses Pro-

jekt hat der Fachbereich Umwelt der Region.

Im Rahmen ihres im Jahr 2018 beschlossenen 

Klimafolgenanpassungskonzeptes (KLAK) hat die 

Region alle regionsangehörigen Städte und Gemein-

den auf die zu erwartenden Klimafolgen analysiert. 

Für Uetze wurde eine besondere Betroffenheit bei 

der Wasserversorgung im geschilderten Spannungs-

feld von Landwirtschaft, Wasserwirtschaft und Trink-

wasserversorgung festgestellt. Das Projekt soll vor-

aussichtlich im September dieses Jahres starten. Ziel 

ist es, alle relevanten Akteure aus der Landwirtschaft, 

der Forstwirtschaft und der Wasserwirtschaft mithilfe 

einer Projektstelle zu koordinieren. In einem ersten 

Schritt sind allein 50 mögliche Koopera tionspartner 

identifiziert worden. Dazu gehören die Beregnungs- 

und Realverbände, die Niedersäch sischen Landes-

forsten, der Wasserverband Peine und der Unterhal-

tungsverband Fuhse-Aue-Erse.

Während des gesamten Projektes sollen Abläufe 

und Lösungsansätze zu einem Handlungsleitfaden 

zusammengetragen werden, um beispielgebend 

auch für andere Kommunen und Flussgebietspart-

nerschaften sein zu können. Die Region Hannover 

hat für das Projekt einen Förderantrag beim Bundes-

umweltministerium (BMU) eingereicht. Zwischen 

der Gemeinde und der Region besteht allerdings 

Einigkeit, das Projekt auch ohne Förderung aus Mit-

teln des BMU umzusetzen.

VORHANDENE STRUKTUREN DER 

ZUSAMMENARBEIT NUTZEN

Da der Anpassungsdruck hoch ist, sind in der 

Gebietskulisse der Aller-Fuhse-Niederung bereits 

diverse Teilprojekte im Wassermanagement in Vor-

bereitung. So hat der Unterhaltungsverband Fuhse-

Aue-Erse die Förderzusage für ein Projekt einer „an 

den Klimawandel angepassten Landschaftsentwäs-

serung in sommertrockenen Regionen“ vom Nieder-

sächsischen Umweltministerium erhalten. Relevante 

Akteure in diesem Projekt sind unter anderem die 

betroffenen Landwirte, die angrenzende Forstwirt-

schaft, die Wasserwirtschaft, Naturschutzverbände, 

die Kommunen und die Genehmigungsbehörden. 

Projektstart war der 2. Juni 2021.

Im Projektgebiet, das im Landkreis Celle und in 

der Region Hannover liegt, soll mit vergleichbar 

geringem technischen Aufwand wie bei einem 

veränderten Schöpfwerksbetrieb und mobilen 

Stauwerken (BigPacks), „Überschusswasser“ aus 

Starkregen ereignissen in der Fläche gehalten wer-

den. Das soll dazu beitragen, Grundwasserstände 

anzuheben und Tiefstände in der Vegetationsperi-

ode zu verkürzen.

Erfreulich ist, dass die lokalen Akteure extrem 

positiv auf das Angebot der Zusammenarbeit 

reagiert haben. Es gibt ein breites Bewusstsein 

für einen ressourcenschonenden, nachhaltigen 

Umgang mit Wasser.  ❚

WERNER BACKEBERG ist 
Bürgermeister der Gemeinde 
Uetze und Verbandsvorsteher 
des Unterhaltungsverbandes 

Fuhse-Aue-Erse

Trockengefallenes Gewässer 
II. Ordnung (Hechtgraben)
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NIEDERSACHSEN IST BEI DER BEDARFS- 
GERECHTEN FÖRDERUNG VON STÄDTEN UND 
GEMEINDEN GUT AUFGESTELLT

VON BIRGIT HONÉ

BIRGIT HONÉ ist 
Ministerin für Bundes- und 

Europaangelegenheiten und 
Regionale Entwicklung

Das zweitgrößte deutsche Flächenland ist regio-

nal vielfältig. Niedersachsens Förderpolitik für die 

Städte und Gemeinden bildet diese Unterschied-

lichkeit mit bedarfsgerechten Angeboten ab. Das 

gilt auch angesichts der aktuellen Herausforderun-

gen, vor denen die Kommunen stehen: Corona hat 

Probleme schonungslos offengelegt und oft ver-

schärft. Doch viele Themen wie der demografische 

Wandel, die Sicherung der Daseinsvorsorge und der 

Kampf um Fachkräfte, begleiten insbesondere länd-

liche Regionen schon viel länger.

Nicht nur die Herausforderungen sind groß. Auch 

die Hilfen von der EU und dem Land Niedersachsen, 

mit denen die Kommunen diese angehen können, 

können sich sehen lassen. Über den ELER und über 

PFEIL stellen wir erheblich mehr Gelder zur Verfü-

gung. Kurzum: Es gibt einen kräftigen Schluck aus 

der Pulle. Und damit die Förderung auch ankommt, 

unterstützen die vier Ämter für regionale Landesent-

wicklung (ÄrL) als kompetente dezentrale Ansprech-

partner die Kommunen.

EIN PFEIL FÜR NIEDERSACHSEN

Eine wichtige Fördersäule für ländliche Regionen 

ist der Europäische Landwirtschaftsfonds für die 

Entwicklung des ländlichen Raums (ELER). Die 

ELER-Förderung wird im Land über das Programm 

zur Förderung der Entwicklung im ländlichen Raum 

Niedersachsen und Bremen 2014 bis 2020 (PFEIL) 

umgesetzt. Ein wichtiger Förderbaustein für die 

Kommunen im ländlichen Raum sind die Maßnah-

men zur integrierten ländlichen Entwicklung aus 

der ZILE-Richtlinie.

Unter Fachaufsicht des Landwirtschaftsministeri-

ums werden in den ÄrL vor allem Projekte zur Dorf-

entwicklung sowie zur Versorgung mit Basisdienst-

leistungen gefördert. Die Fördersätze können durch 

Kombination mit der Gemeinschaftsaufgabe Agrar-

struktur und Küstenschutz (GAK) in strukturschwa-

chen Orten bis zu 90 Prozent erreichen. In erster 

Linie richten sich diese Instrumente an Kommunen 

und weitere Akteure in Orten mit weniger als 10 000 

Einwohner:innen.

ELER GESICHERT

Zwar beginnt die nächste Förderperiode erst 2023, 

und nicht wie ursprünglich geplant 2021. Trotzdem 

entsteht keine Förderlücke. Die EU hat die Förderpe-

riode um die Jahre 2021 und 2022 verlängert und 

mit Mitteln aus dem Wiederaufbaufonds verstärkt. 

Niedersachsen kann daher für das verlängerte 

PFEIL-Programm mit einer guten Ausstattung von 

rund 470 Millionen rechnen. Ein beachtlicher Teil 

der Mittel soll in für die kommunalen Belange wich-

tigen Maßnahmen fließen. Das ist auch Resultat des 

guten Zusammenspiels von Landwirtschafts- und 

Europaministerium.

Allein für Projekte der Dorfentwicklung in den 

Dorfregionen stehen nach aktuellen Planungen 

65 Millionen Euro zur Verfügung. Für Basisdienstleis-

tungen (z. B. Dorfläden, Jugendräume, Mehrgene-

rationenhäuser, Sporthallen, Tagespflege für Senio-

r:innen) sind es 37 Millionen Euro.

Auch LEADER wird um neun Millionen Euro ver-

stärkt. In den Übergangsjahren werden mit 14,1 Mil-

lionen Euro auch weiterhin Vorhaben des ländlichen 

Tourismus und mit vier Millionen Euro der Erhalt des 

Kulturerbes gefördert. Neben „harten“ baulichen 

Investitionen können dabei auch konzeptionelle 

Vorarbeiten, Analysen und Machbarkeitsstudien 

gefördert werden. Nächster Antragsstichtag ist der 

15. September 2021. Ansprechpartner sind die ÄrL.

Auch langfristig fließt das Geld weiter. Nieder-

sachsen stehen für die kommende Förderperiode 

2023 bis 2027 mit 1,1 Milliarden Euro aus dem ELER 

für fünf Jahre so viele Mittel zur Verfügung wie in 

den vergangenen sieben Jahren. Ein Viertel davon 

fließt in die ländliche Entwicklung. Touristische Pro-

jekte sind dann zwar nicht mehr förderfähig, über 

LEADER bleibt dies aber möglich, wenn die Regio-

nen einen entsprechenden Bedarf sehen.

ZUKUNFTSRÄUME STATT FÖRDERLÜCKE

Um ländliche Zentren zu stärken, die von ELER und 

GAK oft nur mittelbar profitieren, hat mein Haus 

2019 die „Zukunftsräume Niedersachsen“ aufge-

legt. Städte und Gemeinden mit mehr als 10 000 

Einwohner:innen haben in Sachen medizinische 

Versorgung, Einzelhandel und Kultur eine wichtige 

Ankerfunktion für die sie umgebenden ländlichen 

Räume. Diese gilt es zu erhalten. Die „Zukunfts-

räume“ verbinden Förderung mit Vernetzung und 

Beratung. Fördersätze bis zu 90 Prozent eröffnen 

auch finanzschwachen Kommunen die Teilnahme. 

Der große Spielraum bei der Projektgestaltung hat 

viele kreative Ideen sprießen lassen – sie reichen von 

Coworking Spaces und Pop-Up-Stores über umwelt-

gerechte Lieferkonzepte bis hin zu belebender 

Innenstadtgestaltung.

MASSGESCHNEIDERTE DASEINSVORSORGE 

IM RVZ

Sowohl bei der Daseinsvorsorge als auch bei der 

Innenstadtentwicklung denken wir weiter: Seit 

2020 unterstützen wir den Aufbau Regionaler 

Versorgungszentren (RVZ) in kommunaler Träger-

schaft. Derzeit sind fünf Modellprojekte im Auf-

bau, die öffentliche Daseinsvorsorge an einem gut 

erreichbaren Ort bündeln: Ein RVZ kombiniert ein 

Medizinisches Versorgungszentrum mit angestell-

ten Hausärzt:innen mit Angeboten, die von der 

Begegnungsstätte über die Pflegeberatung bis 

zum Hebammendienst reichen können. Die bishe-

rigen Erfahrungen sind gut, zudem verzeichnen wir 

zahlreiche Nachfragen. Wenn dies anhält und die 

Begleit evaluation ebenfalls positiv ausfällt, wollen 

wir das Programm ab 2022 aus ELER-Mitteln landes-

weit ausrollen.

HILFEN FÜR VITALE INNENSTÄDTE UND 

DIGITALE DÖRFER

Auch für Innenstädte bieten wir neue Förderansätze. 

Corona hat auch hier vorher bestehende Probleme 

verstärkt. Ich bin überzeugt, dass wir die Zeit nicht in 

eine vermeintlich sorgenfreie Vor-Corona-Situation 

zurückdrehen können. Vielmehr sind jetzt Zukunfts-

konzepte für neue Formen vitaler Innenstädte gefragt. 

Um schnell zu helfen, haben drei Landesressorts unter 

Federführung meines Hauses und in enger Abstimmung 

mit der kommunalen Familie das „ad-hoc-Programm 

Innenstadt“ entwickelt. Mit fast 120 Millionen Euro aus 

EU-Krisenhilfen können wir Kommunen Budgets für 

Konzepte und Projekte zur Entwicklung der Innenstädte 

bewilligen. Auch hier wird ein Fördersatz von bis zu 90 

Prozent gewährt. Mit „Resiliente Innenstädte“ werden 

wir zusätzlich ein Programm für größere Städte, in der 

Übergangsregion Lüneburg auch für Mittelzentren, 

auflegen.

Zur Daseinsvorsorge kleiner Gemeinden haben 

wir ein weiteres Vorhaben gestartet. „Digitale Dörfer 

Niedersachsen“ erprobt in einer Reallaborsituation 

eine von Fraunhofer IESE entwickelte digitale Kom-

munikationsplattform. Die Digitalisierung bietet 

Dörfern große Chancen. Ob Verwaltung, Dorfladen, 

Dorffunk oder Vereinsseiten: Eine von Konzern-

entscheidungen unabhängige Plattform kann die 

Dorfgemeinschaft virtuell zusammenbringen. Das 

Pilotprojekt richtet sich an Gemeinden in Südnie-

dersachsen, bei erfolgreicher Evaluation wollen wir 

2022 den Rollout im ganzen Land starten.

PASSGENAUE LÖSUNGEN

Ob ELER, Zukunftsräume, vitale Innenstädte oder 

digitale Dörfer: Das Land gibt der kommunalen 

Familie viele Förderinstrumente an die Hand. Wir 

entwickeln diese weiter und stellen den Kommunen 

mit den ÄrL ideenreiche Ratgeber an die Seite. Das 

mag aufwändiger sein als Förderrichtlinien von der 

Stange. Doch für „one fits all“ ist Niedersachsen zu 

vielfältig.  ❚

Von links: NSGB-Geschäftsführer Oliver Kamlage, Dr. Alexander Götz, NSGB-
Beigeordneter Marco Mensen, NSGB-Referent Dominik Jung

DR. ALEXANDER GÖTZ, Leiter der Kommunalabteilung im Niedersächsischen 

Innenministerium, wurde vom Niedersächsischen Städte- und Gemeinde-

bund (NSGB) verabschiedet. NSGB-Geschäftsführer Oliver Kamlage bedankte 

sich bei Dr. Götz für die vertrauensvolle Zusammenarbeit und seine stets 

offenen Ohren für die Belange der Städte, Gemeinden und Samtgemeinden. 

Für die neue Tätigkeit als stellvertretender Hauptgeschäftsführer des Verban-

des kommunaler Unternehmen (VKU) wünschte er ihm alles Gute.

ZUR PERSON
NSGB VERABSCHIEDET DR. ALEXANDER GÖTZ
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WIRTSCHAFT & TOURISMUS WIRTSCHAFT & TOURISMUS

WENN ALDI 
MALERT UND 
LIDL MAUERT …
Handwerk 5.0  – Zukunft 
geht nur gemeinsam!

THORSTEN BULLERDIEK ist 
Sprecher des Niedersächsischen 
Städte- und Gemeindebundes, 

Geschäftsführer des innovators-
club NIEDERSACHSEN und des 

Zukunftsprojektes Gemeinde 5.0

Wäre es möglich, dass der Maler von Aldi, der Mau-

rer von Lidl, der Installateur von Penny und der Elek-

triker von Rewe kommt? Unmöglich? Nein, wir wer-

den es erleben! Manch einer wird denken: „Ja, das 

wäre schön, nicht mehr auf Handwerker warten und 

Preise wie beim Discounter zu zahlen.“ Aber wollen 

wir wirklich, dass das Handwerk immer mehr von 

Discountern aufgefressen wird?

MITTEN IM ORKAN UND DIE RUHE VOR DEM 

STURM

Die Frage stellt sich, für wen die Gefahr besteht. Wäh-

rend Bäcker und Metzger mitten im Zentrum des 

Orkans sind, können sich Maler, Maurer, Tischler und 

Elektriker noch glücklich schätzen, dass die Discoun-

ter den Markt zwar mit Ware für Heimwerker:innen 

fluten, aber das klassische Geschäft der Dienstleis-

tung noch in Ruhe lassen – noch! Denn Baumärkte 

vermitteln ja schon Handwerker:innen und warum 

sollten die Discounter dieses Geschäftsmodell lie-

gen lassen. Es scheint wie die Ruhe vor dem Sturm. 

Die Parallelen zum inhabergeführten kleinen Einzel-

handel sind unverkennbar. Diese Unternehmen lei-

den schon jetzt stark unter Discountern und drohen 

zu verschwinden. Nur wenige finden in Nischen ihr 

Auskommen, da sie meist preislich und logistisch 

kaum eine Chance haben. Ebenso geht es Bäcke-

reien und Metzgereien. Seit Jahren werden die 

Preise kannibalisiert, mit der Folge, dass die kleinen 

Betriebe einen langsamen Tod sterben. Dass die 

Qualität und der Geschmack der Produkte leiden, 

kommt zwangsläufig dazu. In anderen Zweigen des 

Handwerks haben die vielen kleinen Stützen unse-

res Wirtschafts systems im Moment noch reichlich 

zu tun. Anders als im Handel in den Innenstädten 

besteht dort noch kein starker Druck zur Verände-

rung. Dennoch, die Gefahren lauern auch im Male-

rei-, Tischlerei- und Elektrikerhandwerk. Überall da, 

wo gutes Geld verdient wird, warten die Organisati-

onsgenies der Discounter, der Ketten und der Digi-

talisierer darauf, erst mitzuverdienen und später das 

Geschäft selbst zu machen.

VOLLE AUFTRAGSBÜCHER UND KEINE ZEIT 

FÜR DIE ZUKUNFT?

Über eine Million Handwerksbetriebe mit etwa 

5,6 Millionen Beschäftigten und knapp 370 000 Aus-

zubildenden setzen in Deutschland derzeit rund 

640 Milliarden Euro um. Das Handwerk boomt und 

hat solide und gute Aussichten. Volle Auftrags-

bücher signalisieren gute Prognosen auch in den 

kommenden Jahren. Haben diese Zweige zu viel zu 

tun, um sich um ihre eigene Zukunft zu kümmern? 

Gerade jetzt in guten Zeiten ist es an der Zeit, für 

die Zukunft vorzusorgen. Das Handwerk muss die 

Digitalisierung offensiv und regional gemeinsam 

in Angriff nehmen. Das digitale Aufmaß, ein wichti-

ger Schritt, die Internetseite ebenso und so manch 
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kleines Tool hilft bei der Auftragsbearbeitung, der 

Buchhaltung und vielem mehr. Aber es fehlt noch an 

vielen kleinen und großen Schritten, um zukunfts-

sicher zu werden. Daher sollten sich alle Handwerks-

betriebe auf den Weg machen. Die Zukunft kommt 

zwar von selbst, aber wer mitgestalten will, muss 

dies früh genug tun.

FÜNF PUNKTE FÜR GEMEINSAMKEIT, UM ERFOLGREICH IN 

DIE ZUKUNFT ZU KOMMEN:

•   Gemeinsames Arbeiten mit Verbundpartnern. Handwerker mit 

Handwerker. Das klappt koordiniert in vielen Bereichen schon 

recht gut. Wer es noch nicht tut: unbedingt anfangen!

•   Gemeinsam werben: Eine Internetseite allein macht im 

Internet heutzutage nichts mehr her. Besser ist ein Mix von 

Anzeigen, gemeinsamen Internetseiten und vorzugsweise 

einem gemeinsamen regionalen Portal – am besten das regio-

nale Handwerkerportal auf dem regionalen Marktplatz. Auch 

Zwischenschritte sind denkbar. Aber hier ist Potenzial.

•   Gemeinsame Büros: Ein Handwerkerzentrum kann Synergien 

nutzen, Bürokräfte besser auslasten und Kapazitäten besser 

planen.

•   Gemeinsame Konzepte, durch die Kund:innen ihr „Rund-um-

sorglos-Paket“ bekommen können. Zudem kann gemeinsames 

Arbeiten mit den Kund:innen für beide Seiten ein Gewinn 

werden!

•   Gemeinsam in die Zukunft! Neben dem Tages betrieb muss auch 

der Plan für die Zukunft gemeistert werden.  ❚
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WIR ERSTELLEN
RADWEGEKONZEPTE

VON THORSTEN BULLERDIEK
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GEMEINDE LILIENTHAL GEWINNT DEN PREIS 
DER EUROPÄISCHEN MOBILITÄTSWOCHE 2020

Von links: Ingo Wendelken, 
Kristian W. Tangermann, 

Dr. Mara Jekosch

Seit nunmehr 20 Jahren findet die Europäische 

Mobilitätswoche (EMW) jährlich vom 16. bis 22. 

September statt. Eine Kampagne mit Aktivitäten 

für nachhaltige Mobilität, der Umsetzung perma-

nenter Maßnahmen und einem autofreien Tag. Mit 

stetigem Zuwachs nahmen 2020 erstmals knapp 

100 Kommunen in Deutschland und knapp 3000 in 

Europa teil. Im März 2021 wurden die Finalisten für 

die EMW-Awards bekannt gegeben.

Dirk Messner, Präsident des Umweltbundesam-

tes (UBA): „Ich freue mich sehr darüber, dass gleich 

zwei deutsche Kommunen unter den Finalistinnen 

für den Preis der Europäischen Mobilitätswoche 

sind. Diese Beispiele zeigen, wie kreativ und innova-

tiv Städte und Gemeinden sind, nachhaltige Mobili-

tät konkret vor Ort umzusetzen.“

LILIENTHAL SIEGT IM EUROPÄISCHEN 

WETTBEWERB

Am 19. April 2021 im digitalen Finale hieß es dann: 

Gewinnerin des Preises der Europäischen Mobilitäts-

woche 2020 in Europa ist Lilienthal, eine Gemeinde 

mit knapp 20 000 Einwohner:innen nahe Bremen. 

Die zwei Mitstreiter in der Kategorie „Kommunen 

unter 100 000 Einwohner“ kamen aus Österreich 

und Griechenland. Auch Mönchengladbach konnte 

sich durchsetzen. Nach der Premiere in 2019 hat 

Lilien thal zum zweiten Mal teilgenommen und mit 

der Vielzahl an Aktivitäten vor Ort überzeugt.

Dr. Mara Jekosch, Initiative Mobilität: „Es ist ein 

Verdienst von vielen Akteuren und ich freue mich 

sehr, dass unser gemeinsames Engagement für 

nachhaltige Mobilität die Jury begeistert hat.“

INITIATIVE MOBILITÄT: EHRENAMT FÜR 

NACHHALTIGE MOBILITÄT

Erst 2019 lernten sich die beiden Initiator:innen Mara 

Jekosch und Ingo Wendelken kennen und haben 

die Initiative Mobilität gegründet. Der Ruf nach 

einer fahrradfreundlichen Infrastruktur in Lilien-

thal ist groß, die Maßnahmen für Fußgänger:innen 

und Radfahrer:innen nicht ausreichend. Durch die 

von ihnen organisierte Teilnahme an der EMW und 

unterjährigen Aktivitäten, Forderungen und Ideen 

wurde 2019 das Geh- und Radwegekonzept poli-

tisch auf den Weg gebracht und ist derzeit in der 

Umsetzung. Dieses ist Basis für die Beantragung 

von Fördergeldern. Die Initiative Mobilität stellt die 

Menschen und die Freude an nachhaltiger Mobilität 

in den Vordergrund. Es geht um ein Miteinander, 

das Verständnis, die Achtsamkeit und vor allem den 

Spaß, Neues auszuprobieren.

Ingo Wendelken, Initiative Mobilität: „Unsere Ini-

tiative ist noch keine zwei Jahre alt, aber man kann 

mit wenig Mitteln und trotzdem vielen engagierten 

Menschen, Vereinen und Firmen so viel auf die Beine 

stellen. Der Sieg zeigt, dass wir auf einem richtigen 

Weg sind und das stellt erst den Anfang dar.“

Die Zusammenarbeit mit der Freiwilligenagen-

tur Lilienthal, beteiligten Bürger:innen, Sponsoren, 

Kooperationspartner:innen und politischen Vertre-

ter:innen hat für eine besondere Aufmerksamkeit 

beim Umweltbundesamt und in Europa gesorgt. 

Die Idee, die EMW als Mitmachprojekt zu organisie-

ren und alle einzuladen, sich zu engagieren, hat gut 

funktioniert.

ÖFFENTLICHE SICHERHEIT & VERKEHR

Dr. Regine Moll, Freiwilligenagentur Lilienthal: „Wir 

haben vor Ort Synergien im Netzwerk für das Marke-

ting geschaffen – für die gemeinsame Organisation 

der Europäische Mobilitätswoche mit den Europäi-

schen Nachhaltigkeitswochen vom 18. September 

bis 8. Oktober 2021.“

HIGHLIGHTS EMW PROGRAMM 2020

Mit vielen Akteur:innen hat Lilienthal das Thema 

Mobilität präsentiert und aktiv umgesetzt: Spaß 

kombiniert mit alternativer Mobilität, lachenden 

Gesichter beim Maskottchen-Tanz, Spendenlauf, 

Boule spielen, Eisenbahn basteln, autofreiem Schul-

tag und vielem mehr.

Bei der Aktion „Die Straße ist für alle da“ wurden 

300 Bilder mit Kreide gemalt, Spielfahrzeuge, Ess-

tische und Couch wurden auf die Straße gestellt, 

während Autos achtsam passierten.

Gemeinsam mit dem Bürgermeister hat die Initi-

ative Mobilität ein Autoschieberennen veranstaltet, 

um darauf aufmerksam zu machen, dass elf Prozent 

aller Autofahrten unter einem Kilometer sind. Die 

Schieber waren zehnjährige Kinder, die einen Hei-

denspaß hatten, den Bürgermeister und seine Rats-

herrenschieber zu besiegen.

Politiker:innen haben eine Woche 

ihr Auto vor dem Rathaus abgestellt 

und alternative Verkehrsmittel genutzt. 

Falschparker:innen bekamen humor-

volle „Strafzettel“. Die Bibliothek hat 

in Kooperation mit dem Heimatverein 

Fotos der Mobilitätsgeschichte von 

Lilienthal ausgestellt und einen Bücher-

tisch zu nachhaltiger Mobilität präsen-

tiert. Eine Radtour oder ein Spaziergang 

zur Blühfläche (www.blühfläche.de) 

lud ein, mehr über Artenvielfalt und 

CO2-Speicher zu lernen. Und immer 

dabei: die EMW- Maskottchen, die all-

seits für gute Laune sorgen.

EUROPÄISCHE MOBILITÄTSWOCHE 

– 20-JÄHRIGES JUBILÄUM

In diesem Jahr wird die EMW 20 Jahre alt. 

Das diesjährige Motto ist „Aktiv, gesund 

und sicher unterwegs“. Viele Mobili-

tätsideen für diese Woche zeigt das 

Umweltbundesamt im EMW-Leitfaden.

Lilienthal ist bereits für die EMW angemeldet. Neben 

dem autofreien Schultag am 22. September 2021 in 

Kooperation mit der Stadt Bremen und dem Land-

kreis Osterholz nimmt die Gemeinde auch zwei mal 

drei Wochen beim Stadtradeln (www.stadtradeln.

de) teil. Weitere Aktivitäten sind in Vorbereitung.

Bürgermeister Kristian W. Tangermann: „Urbane 

Mobilität hat sich in Lilienthal in den letzten Jah-

ren weiterentwickelt. Das Projekt der Gegenwart 

ist die Optimierung von Geh- und Radwegen. Die 

Teilnahme an der EMW trägt dazu bei, dass diesem 

Thema mehr Aufmerksamkeit gewidmet wird.“

In der Kombination mit der hiesigen Wirtschaft 

lässt sich so ein besonderes Augenmerk auf Mobi-

lität richten. Die EMW kann ein Multiplikator von 

Mobilitätsideen aus der Region sein, um von den 

innovativen Mobilitäts-Konzepten anderer Gemein-

den zu lernen.

Melden auch Sie Ihre Gemeinde/Stadt an und 

seien Sie Teil einer europäischen Bewegung für 

nachhaltige Mobilität. Registrierung unter www.

mobilityweek.eu .

Machen Sie mit!  ❚

Spaß und vielfältige 
Aktionen für nachhaltige 
Mobilität während der 
EMW 2020 in Lilienthal

WEITERE LINKS:
www.mobilität.eu

www.freiwilligenagen-
tur-lilienthal.de

www.umweltbundesamt.
de/europaeische-mobili-
taetswoche-downloads

ÖFFENTLICHE SICHERHEIT & VERKEHR
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Telefonie

Sonderkonditionen im Bereich 
Telefonie (Festnetz und Mobilfunk).

Ihre Ansprechpartnerin: 
Kerstin Hillebrecht 
Telefon 0511 30285-51

Als einhundertprozentige Tochter 

des Niedersächsischen Städte- und 

Gemeindebundes ist die KWL ein 

Dienstleistungsunternehmen, das für die 

Städte, Gemeinden und Samtgemeinden 

Sonderkonditionen erwirkt und komplexe 

Dienstleistungen erbringt.

Natürlich stehen Ihnen 

unsere kompetenten 

Ansprechpartner:innen 

auch für Beschaffungen 

in anderen Bereichen 

zur Seite.

Energie

Seit 1998 führt die KWL erfolgreich 
Strom- und Erdgasausschrei-
bungen für niedersächsische 
Kommunen und Verbände durch.

Ihr Ansprechpartner: 
Matthias Hoppe 
Telefon 0511 30285-77

Feuerwehr

Individuelle 
Ausschreibungs verfahren 
von Feuerwehrfahrzeugen 
für die Städte, Gemeinden 
und Samtgemeinden.

Ihre Ansprechpartner:innen: 
Petra Schulz 
Telefon 0511 30285-67

Alan Orant 
Telefon 0511 30285-48

Tobias Wilhelm 
Telefon 0511 30285-19

www.kommunaleinkauf.de

Kommunale Wirtschafts- und Leistungsgesellschaft mbH
Arnswaldtstraße 28  |  30159 Hannover
Telefon 0511 30285-0  |  Telefax 0511 30285-76  |  kwl@nsgb.de


